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BESCHLUSS 

 

Das Bundesfinanzgericht hat durch den Richter R in der Beschwerdesache des Bf., vertreten 

durch Rechtsanwalt Z, betreffend die Beschwerde vom 19. November 2015 gegen die Be-

scheide des Finanzamtes A vom 19. Oktober 2015 betreffend Wiederaufnahme der Verfahren 

hinsichtlich Umsatzsteuer für die Jahre 2010 bis 2012, Wiederaufnahme der Verfahren hin-

sichtlich Einkommensteuer für die Jahre 2010 bis 2012, Umsatzsteuer für die Jahre 2010 bis 

2013, Einkommensteuer für die Jahre 2010 bis 2013, Vorauszahlungen an Einkommensteuer 

für das Jahr 2016 sowie Festsetzung von Anspruchszinsen (§ 205 BAO) für die Jahre 2010 bis 

2013, Steuernummer 1, beschlossen:  

 

Die Beschwerde wird gemäß § 260 Abs. 1 lit. a BAO in Verbindung mit § 278 Abs. 1 lit. a BAO 

als nicht zulässig zurückgewiesen.  

Gegen diesen Beschluss ist eine Revision an den Verwaltungsgerichtshof nach Art. 133 Abs. 4 in 

Verbindung mit Abs. 9 Bundes-Verfassungsgesetz (B-VG) nicht zulässig.  

 

Begründung 

I. Verfahrensgang  

1. Der Abgabepflichtige betrieb in Ort1 die Tabledance-Bar „X“. Aufgrund finanzstrafrechtlicher 

Ermittlungen der Steuerfahndung und des begründeten Verdachts der Abgabenhinterziehung 

kam es am 19. November 2013 zum Vollzug von gerichtlichen Hausdurchsuchungsanordnun-

gen. Im Zuge dieser Maßnahmen wurden dem Abgabepflichtigen ein Sicherstellungsauftrag mit 

vorläufiger Berechnung der verkürzten Abgabenbeträge ausgehändigt und Sicherstellungsmaß-

nahmen getroffen.  

1 von 19



Seite 2 von 19 
 

 

Mit Prüfungsauftrag vom 13. Jänner 2014 wurde sodann eine Außenprüfung gemäß § 147 Abs. 

1 BAO iVm § 99 Abs. 2 FinStrG, umfassend die Jahre 2010 bis 2012 (Umsatz- und Einkommens-

teuer), inkl. Nachschau gemäß § 144 BAO, umfassend das Jahr 2013 (Umsatzsteuer), begon-

nen. In weiterer Folge wurde mit Prüfungsauftrag vom 2. September 2014 eine Außenprüfung 

(GPLA - gemeinsame Prüfung lohnabhängiger Abgaben) gemäß § 147 Abs. 1 BAO iVm § 99 Abs. 

2 FinStrG für den Zeitraum 1. August 2010 bis 31. Dezember 2013 begonnen. Mit 3. September 

2015 wurde die Außenprüfung auf das Jahr 2013 (Umsatz- und Einkommensteuer) ausgedehnt.  

2. Mit Schreiben vom 17. September 2014 gab RA XY dem Finanzamt A zum Betreff „Betriebs-

prüfung 2010-2012“ bekannt, dass er den Abgabepflichtigen im Zusammenhang mit dem an-

hängigen Verfahren rechtsfreundlich vertrete. Gleichzeitig ersuchte er um Fristerstreckung zur 

Abgabe einer Stellungnahme zu einem Schreiben des Prüfers der Umsatz- und Einkommens-

teuer und zu einem gesonderten Schreiben des Prüfers der lohnabhängigen Abgaben. Gleich-

zeitig wies er darauf hin, dass sein Mandant auf die Schreiben selbstverständlich reagieren 

werde, vorher allerdings noch interne Abklärungen vorzunehmen seien.  

Am 13. Oktober 2015 fand sowohl die Schlussbesprechung zur gemeinsamen Prüfung der lohn-

abhängigen Abgaben (GPLA) als auch jene zur Prüfung der Umsatz- und Einkommensteuer 

statt. An beiden Schlussbesprechungen hat auch RA XY als rechtsfreundlicher Vertreter des Ab-

gabepflichtigen teilgenommen und mit seiner Unterschrift die von den Prüfern getroffenen 

Feststellungen zur Kenntnis genommen.  

3. Im Zuge der Außenprüfung betreffend die Umsatz- und Einkommensteuer, umfassend die 

Jahre 2010 bis 2013, stellte der Prüfer fest, dass wesentliche Grundaufzeichnungen für den 

Prüfungszeitraum nicht vorlägen. Es seien lediglich ausgedruckte Tagesabrechnungen vorhan-

den, die nur eine Spartenübersicht mit verkauften Mengen und Umsätzen (netto und brutto) in 

Summe aufweisen, aber keine Übersicht aller laufenden tatsächlichen Geschäftsfälle und keine 

laufende Nummerierung der einzelnen Geschäftsfälle dokumentieren würden. Lediglich für 

den Monat November 2013 liege eine täglich erstellte „Standliste“ mit Aufzeichnungen über 

den bisherigen Getränkestand, die verkauften Einheiten bzw. den tagesaktuellen Getränke-

stand vor. Für den gesamten übrigen Prüfungszeitraum fehlten diese wesentlichen Grundauf-

zeichnungen jedoch (vgl. Tz 2 der Niederschrift über die Schlussbesprechung und des Bp-Be-

richtes vom 13. Oktober 2015, ABNr. abc).  

Auf der Grundlage der bei der Hausdurchsuchung sichergestellten und beschlagnahmten Un-

terlagen (wie Wareneinkaufsrechnungen und Tagesabrechnungen für den Umsatz) sowie der 

im Zuge der Außenprüfung vorgelegten Unterlagen (wie Buchhaltungsdateien, Bilanzen, Inven-

turen und Personalverbrauchsaufstellungen) führte der Prüfer Nachkalkulationen durch. Dabei 

seien die Einwendungen der steuerlichen Vertretung hinsichtlich der Gewichtung und Berech-

nung des Rohaufschlagskoeffizienten (RAK) berücksichtigt worden. Diese Nachkalkulationen 
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und Berechnungen hätten im Prüfungszeitraum deutliche Differenzen zu den vom Abgabe-

pflichtigen erklärten Umsätzen und Erlösen ergeben.  

Aufgrund der festgestellten Grundaufzeichnungsmängel, Kalkulationsdifferenzen, laufenden 

Manipulationen bei den Tagesabrechnungen und „Minus-Differenzen“ bei der Nachkalkulation 

(die auf einen „Getränkeschwarzeinkauf“ hindeuten würden) wurde vom Prüfer für die Table-

dance-Bar „X“ im Schätzungswege ein durchschnittlicher monatlicher Umsatz von 31.000,00 € 

ermittelt. Daraus ergebe sich eine Hinzurechnung (gerundet) zu den erklärten Umsätzen von 

44.000,00 € (im Jahr 2010), 111.000,00 € (im Jahr 2011), 81.000,00 € (im Jahr 2012) und 

87.000,00 € (im Jahr 2013). Die bisher nicht erklärten Getränkeeinkäufe „Getränke“ wurden im 

nachgewiesenen Ausmaß als „Warenaufwand“ angesetzt, für sonstige bisher nicht erklärte 

„Getränkeschwarzeinkäufe“ wurde ein Betrag von 10 % der Umsatzhinzurechnungen als zu-

sätzlicher „Warenaufwand“ (jeweils mit Gewährung des Vorsteuerabzugs) anerkannt (vgl. Tz 4 

der Niederschrift über die Schlussbesprechung und des Bp-Berichtes vom 13. Oktober 2015, 

ABNr. abc).  

Vom Prüfer wurden bei der Tabledance-Bar „X“ weiters auch die steuerlichen Auswirkungen 

der GPLA-Prüfung, die sich aus der Umstellung der Tänzerinnen von selbständiger Tätigkeit auf 

nichtselbständige Tätigkeit ergaben, berücksichtigt (vgl. Tz 5 der Niederschrift über die Schluss-

besprechung und des Bp-Berichtes vom 13. Oktober 2015, ABNr. abc).  

4. Das Finanzamt A folgte den Feststellungen der Außenprüfung zu ABNr. abc und erließ am 19. 

Oktober 2015 - nach Wiederaufnahme der Verfahren gemäß § 303 Abs. 1 BAO von Amts we-

gen betreffend Umsatzsteuer für die Jahre 2010 bis 2012 und Einkommensteuer für die Jahre 

2010 bis 2012 - neue Sachbescheide betreffend Umsatzsteuer für die Jahre 2010 bis 2013 und 

Einkommensteuer für die Jahre 2010 bis 2013, weiters Bescheide betreffend Festsetzung von 

Anspruchszinsen (§ 205 BAO) für die Jahre 2010 bis 2013 sowie einen Bescheid betreffend Vo-

rauszahlungen an Einkommensteuer für das Jahr 2016.  

Diese Bescheide wurden an den Abgabepflichtigen gerichtet und diesem an seine (damalige) 

Hauptwohnsitzadresse Ort2, B-Straße, zugestellt.  

5. Gegen die Bescheide des Finanzamtes A vom 19. Oktober 2015 betreffend Wiederaufnahme 

der Verfahren hinsichtlich Umsatzsteuer für die Jahre 2010 bis 2012, Wiederaufnahme der Ver-

fahren hinsichtlich Einkommensteuer für die Jahre 2010 bis 2012, Umsatzsteuer für die Jahre 

2010 bis 2013, Einkommensteuer für die Jahre 2010 bis 2013, Vorauszahlungen an Einkom-

mensteuer für das Jahr 2016 sowie Festsetzung von Anspruchszinsen (§ 205 BAO) für die Jahre 

2010 bis 2013 erhob der Abgabepflichtige durch seinen ausgewiesenen Vertreter RA XY (unter 

Verweis auf die erteilte Vollmacht) am 19. November 2015 fristgerecht Beschwerde, mit der er 

Mangelhaftigkeit des Verfahrens, unrichtige Sachverhaltsfeststellung aufgrund unrichtiger/un-

vollständiger Beweiswürdigung und unrichtige rechtliche Beurteilung geltend machte. Zur 

Rechtzeitigkeit der Beschwerde wurde ausgeführt, dass die Bescheide vom 19. Oktober 2015 
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dem ausgewiesenen Vertreter des Abgabepflichtigen am 30. Oktober 2015 zugestellt worden 

seien. Die Beschwerdefrist von einem Monat ende am 19. November 2015.  

6. Mit Beschwerdevorentscheidungen vom 25. Februar 2016 wurde die Beschwerde gegen die 

Sachbescheide betreffend Umsatzsteuer für die Jahre 2010 bis 2013, Einkommensteuer für die 

Jahre 2010 bis 2013 und Vorauszahlungen an Einkommensteuer für das Jahr 2016 vom Finanz-

amt A als unbegründet abgewiesen. In der gesonderten Begründung vom 24. Februar 2016 

wurde ausgeführt, dass die Einwendungen des Abgabepflichtigen (ungenügendes Parteienge-

hör, mangelnde Unterlagenvorlage, nicht nachvollziehbare bzw. willkürliche Bescheidbegrün-

dung) nicht gerechtfertigt seien, zumal im Zuge der Außenprüfungen fünf Besprechungen mit 

dem Abgabepflichtigen, dem rechtlichen Vertreter RA XY und der steuerlichen Vertretung 

stattgefunden hätten. Bei diesen Besprechungen und auch im Rahmen der Schlussbesprechung 

am 13. Oktober 2015 seien die maßgeblichen Unterlagen übergeben und besprochen worden.  

Mit Schreiben vom 22. September 2015 habe die steuerliche Vertretung erklärt, dass gegen die 

Berechnung der Lohnnebenkosten keine Einwände bestünden und - vorbehaltlich einer ande-

ren Weisung des Abgabepflichtigen - die Einstufung der Tänzerinnen als Dienstnehmerinnen 

anerkannt werde. Mit Schreiben vom 7. Oktober 2015 habe der rechtliche Vertreter RA XY mit-

geteilt, dass eine Außerstreitstellung der Berechnungsergebnisse des Finanzamtes A - wiede-

rum vorbehaltlich der endgültigen Erklärung des Abgabepflichtigen - erfolgen könne. Der ge-

sonderten Begründung vom 24. Februar 2016 waren eine Stellungnahme des Betriebsprüfers, 

des GPLA-Prüfers und der IT-Fahndung beigeschlossen.  

Die Beschwerdevorentscheidungen vom 25. Februar 2016 wurden an den Abgabepflichtigen 

gerichtet und diesem an seine (damalige) Hauptwohnsitzadresse Ort2, B-Straße, zugestellt.  

Im Hinblick auf die Beschwerde vom 19. November 2015 gegen die Bescheide betreffend Wie-

deraufnahme der Verfahren hinsichtlich Umsatzsteuer für die Jahre 2010 bis 2012, Wiederauf-

nahme der Verfahren hinsichtlich Einkommensteuer für die Jahre 2010 bis 2012 und Festset-

zung von Anspruchszinsen (§ 205 BAO) für die Jahre 2010 bis 2013 wurden vom Finanzamt A - 

entgegen einem anders lautenden Vermerk in der gesonderten Begründung vom 24. Februar 

2016 - keine Beschwerdevorentscheidungen erlassen.  

7. Am 17. März 2016 stellte der Abgabepflichtige durch seinen ausgewiesenen Vertreter RA XY 

(unter Verweis auf die erteilte Vollmacht) fristgerecht den Antrag auf Entscheidung über die 

Bescheidbeschwerde vom 19. November 2015 durch das Verwaltungsgericht. Der Antragsge-

genstand umfasste sämtliche in der Bescheidbeschwerde vom 19. November 2015 genannten 

(somit 19) Bescheide. Ein weiteres Vorbringen wurde nicht erstattet.  

8. Mit Vorlagebericht vom 13. Juni 2016 legte das Finanzamt A die gegenständliche Be-

schwerde vom 19. November 2015 zur Entscheidung durch das Bundesfinanzgericht vor.  

4 von 19



Seite 5 von 19 
 

 

9. Mit Beschluss vom 28. Oktober 2020, GZ. 2, hat das Bundesfinanzgericht den Vorlageantrag 

vom 17. März 2016 in seinem gesamten Umfang (somit hinsichtlich sämtlicher in der Bescheid-

beschwerde vom 19. November 2015 genannten 19 Bescheide) gemäß § 260 Abs. 1 lit. a BAO 

iVm § 264 Abs. 4 BAO als nicht zulässig zurückgewiesen.  

Ein Vorlageantrag setze unabdingbar eine (rechtswirksame) Beschwerdevorentscheidung vo-

raus. Vor Wirksamkeit der Beschwerdevorentscheidung eingebrachte Vorlageanträge seien 

wirkungslos und vom Verwaltungsgericht als unzulässig zurückzuweisen (Hinweis auf Ritz, 

BAO6, § 260 Tz 27, mwN). Der Vorlageantrag betreffend Wiederaufnahme der Verfahren hin-

sichtlich Umsatzsteuer für die Jahre 2010 bis 2012, Wiederaufnahme der Verfahren hinsichtlich 

Einkommensteuer für die Jahre 2010 bis 2012 und Festsetzung von Anspruchszinsen (§ 205 

BAO) für die Jahre 2010 bis 2013 sei daher mangels Erlassung einer Beschwerdevorentschei-

dung als unzulässig zurückzuweisen.  

Im Übrigen führte das Bundesfinanzgericht aus, dass eine aufrechte Zustellungsvollmacht des 

rechtlichen Vertreters RA XY bestanden habe. Die Abgabenbehörde wäre daher gemäß § 9 Abs. 

3 ZustG zwingend dazu verhalten gewesen, den Zustellungsbevollmächtigten als Empfänger 

der behördlichen Erledigungen zu bezeichnen und diese dem Zustellungsbevollmächtigten zu-

zustellen. Der rechtliche Vertreter des Abgabepflichtigen, RA XY, habe daher zu Recht gerügt, 

dass ungeachtet der bestehenden Zustellungsvollmacht nicht er, sondern der Abgabepflichtige 

selbst als Empfänger der angefochtenen Bescheide vom 19. Oktober 2015 und der Beschwer-

devorentscheidungen vom 25. Februar 2016 bezeichnet worden sei und diese Erledigungen 

dem Abgabepflichtigen in der Folge auch zugestellt worden seien.  

Das Bundesfinanzgericht stellte auch fest, dass eine Sanierung des Zustellmangels gemäß § 9 

Abs. 3 zweiter Satz ZustG dergestalt, dass die Zustellung als in dem Zeitpunkt bewirkt gelte, in 

dem das Dokument dem Zustellungsbevollmächtigten tatsächlich zugekommen sei, nicht vor-

liege. Der Abgabepflichtige habe seinen rechtlichen Vertreter RA XY mittels E-Mails darüber in-

formiert, dass ihm (dem Abgabepflichtigen) die gegenständlichen Dokumente zugestellt wor-

den seien. Gleichzeitig habe der Abgabepflichtige diese Dokumente mittels E-Mail-Anhang sei-

nem rechtlichen Vertreter zur Kenntnisnahme übermittelt. Diese Übermittlung sei einer Über-

mittlung der Originaldokumente, welche allein zur Sanierung des Zustellmangels führen 

könnte, nicht gleichzuhalten, weshalb die angefochtenen Bescheide ebenso wie die Beschwer-

devorentscheidungen nicht wirksam zugestellt worden seien. Dies habe zur Folge, dass die als 

Abgabenbescheide und Beschwerdevorentscheidungen intendierten behördlichen Erledigun-

gen nicht bekannt gegeben worden seien und gemäß § 97 Abs. 1 BAO keinerlei Rechtswirksam-

keit hätten entfalten können. Der Vorlageantrag betreffend Umsatzsteuer für die Jahre 2010 

bis 2013, Einkommensteuer für die Jahre 2010 bis 2013 und Vorauszahlungen an Einkommens-

teuer für das Jahr 2016 sei daher ebenfalls als unzulässig zurückzuweisen.  
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Der Beschluss des Bundesfinanzgerichtes vom 28. Oktober 2020, GZ. 2, wurde an den Abgabe-

pflichtigen gerichtet und zu Handen seines mit Zustellungsvollmacht ausgewiesenen rechtli-

chen Vertreters RA XY am selben Tag zugestellt.  

10. Am 9. Dezember 2020 erließ das Finanzamt A eine Beschwerdevorentscheidung, mit der 

die Beschwerde vom 19. November 2015 gegen die Bescheide vom 19. Oktober 2015 betref-

fend Wiederaufnahme der Verfahren hinsichtlich Umsatzsteuer für die Jahre 2010 bis 2012 

und Wiederaufnahme der Verfahren hinsichtlich Einkommensteuer für die Jahre 2010 bis 2012 

als unbegründet abgewiesen wurde.  

Zur Begründung wurde ausgeführt, dass in den angefochtenen Wiederaufnahmsbescheiden 

auf die Niederschrift bzw. den Prüfbericht verwiesen werde. Da diese Bescheide in unmittelba-

rem Anschluss an die Außenprüfung betreffend die Umsatz- und Einkommensteuer der Jahre 

2010 bis 2012 ergangen seien und diese Abgaben und Zeiträume Gegenstand der Außenprü-

fung gewesen seien, stehe unzweifelhaft und für den Abgabepflichtigen und seinen Vertreter 

nachvollziehbar fest, dass es sich dabei um die Niederschrift über die Schlussbesprechung ge-

mäß § 149 Abs. 1 BAO und den Bericht über das Ergebnis der Außenprüfung gemäß § 150 BAO 

vom 13. Oktober 2015 handle. Unter Tz 10 dieses Schriftstückes seien die Tatsachen und Be-

weismittel ausführlich dargelegt, auf die sich die Wiederaufnahme der streitgegenständlichen 

Verfahren stütze. Daraus gehe auch unzweifelhaft hervor, dass die dort angeführten Unterla-

gen im Zuge der Hausdurchsuchung am 19. November 2013 sichergestellt und beschlagnahmt 

bzw. während des Betriebsprüfungsverfahrens (beginnend mit 20. Jänner 2014) der Abgaben-

behörde übermittelt worden seien. Somit handle es sich um nova reperta iSd § 303 BAO. Um-

stände, die bei der von der Abgabenbehörde vorzunehmenden Ermessensübung gegen eine 

Wiederaufnahme der gegenständlichen Verfahren sprächen, lägen ebenfalls nicht vor.  

Am 9. Dezember 2020 erließ das Finanzamt A eine weitere Beschwerdevorentscheidung, mit 

der die Beschwerde vom 19. November 2015 gegen die Bescheide vom 19. Oktober 2015 be-

treffend Umsatzsteuer für die Jahre 2010 bis 2013, Einkommensteuer für die Jahre 2010 bis 

2013, Vorauszahlungen an Einkommensteuer für das Jahr 2016 sowie Festsetzung von An-

spruchszinsen (§ 205 BAO) für die Jahre 2010 bis 2013 als unbegründet abgewiesen wurde. Zur 

Begründung wiederholte das Finanzamt A seine Ausführungen in der gesonderten Bescheidbe-

gründung vom 24. Februar 2016.  

Das Finanzamt A nahm weiters dazu Stellung, warum es mit den beiden Beschwerdevorent-

scheidungen vom 9. Dezember 2020 eine Sachentscheidung (Abweisung der Beschwerde), und 

nicht eine Formalentscheidung (Zurückweisung der Beschwerde als unzulässig infolge unwirk-

samer Zustellung der angefochtenen Bescheide) getroffen habe. Die vom Bundesfinanzgericht 

vertretene Ansicht, auch die angefochtenen Bescheide wären nicht rechtmäßig zugestellt wor-

den, stehe zwar im Einklang mit der ständigen Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes 

zu § 9 ZustG, wonach eine allgemeine Vollmacht die Zustellungsbevollmächtigung umfasse und 
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die Bevollmächtigung im jeweiligen Verfahren geltend gemacht werden müsse. Sie lasse jedoch 

das spezielle, die allgemeinen Vorschriften des Zustellgesetzes derogierende Einschränkungs-

verbot gemäß § 103 Abs. 2 BAO außer Acht.  

Der Verwaltungsgerichtshof habe in seinem Erkenntnis vom 4.11.2009, 2008/17/0094, zum 

Ausdruck gebracht, dass - wie sich nicht zuletzt aus § 81 Abs. 2 BAO, §§ 103 Abs. 2 und 104 

BAO ergebe - der Gesetzgeber erkennbar davon ausgehe, dass für die Zwecke der Abgabener-

hebung die wiederkehrende Erhebung von Abgaben bzw. die Erhebung von Abgaben, deren 

Gebarung zusammengefasst verbucht werde, insofern als eine einheitliche Verwaltungssache 

konstituierend zu verstehen seien, als sich zustellrechtliche Dispositionen nicht bloß isoliert auf 

ein einzelnes Verfahren zur Vorschreibung einer Abgabe für einen bestimmten Zeitraum oder 

zur Vorschreibung einer bestimmten Abgabe erstreckten. Eine allgemeine Zustellbevollmächti-

gung zur Empfangnahme von Dokumenten der Abgabenbehörde (die nicht gegen § 103 Abs. 2 

lit. a BAO verstoße) in Angelegenheiten des Altlastenbeitrags habe in diesem Sinn grundsätzlich 

Wirkung für alle von der Behörde in Angelegenheiten des Altlastenbeitrags vorzunehmenden 

Zustellungen und sei nicht auf ein bestimmtes einzelnes Verfahren betreffend einen konkreten 

Abgabenzeitraum beschränkt.  

Im vorliegenden Beschwerdefall habe sich der rechtliche Vertreter des Abgabepflichtigen, RA 

XY, in seinem Schreiben vom 17. September 2014 nicht auf eine umfassende Vollmacht beru-

fen, sondern erklärt, dass er den Abgabepflichtigen „im Zusammenhang mit dem anhängigen 

Verfahren rechtsfreundlich vertrete“. Im Betreff dieses Schreibens werde das anhängige Ver-

fahren als „Betriebsprüfung 2010-2012“ angegeben und sei das Schreiben an das Prüfungsor-

gan adressiert. Damit habe aber der rechtliche Vertreter seine Vollmacht (inklusive Zustel-

lungsvollmacht) ausdrücklich auf ein bestimmtes Verfahren und damit nur auf bestimmte Be-

scheide (nämlich nur die des Verfahrens betreffend die Betriebsprüfung) eingeschränkt und 

nicht, wie es das Bundesfinanzgericht vermeine, eine ihm erteilte allgemeine Vollmacht be-

kannt gegeben bzw. am Betriebsprüfungsverfahren aktiv teilgenommen. Er habe sich nämlich 

im weiteren Verfahren und in den von ihm gemachten Eingaben nicht auf eine ihm erteilte 

Vollmacht berufen. Dies sei erstmals in der gegenständlichen Beschwerde erfolgt. Die Zustel-

lung der angefochtenen Bescheide sei daher zu Recht direkt an den Abgabepflichtigen erfolgt.  

Die beiden Beschwerdevorentscheidungen vom 9. Dezember 2020 wurden an den Abgabe-

pflichtigen gerichtet und (infolge einer - nach Ansicht des Finanzamtes A - nunmehr aufgrund 

des Beschwerdeverfahrens vorliegenden allgemeinen Vollmacht) zu Handen seines mit Zustel-

lungsvollmacht ausgewiesenen rechtlichen Vertreters RA XY am 14. Dezember 2020 zugestellt.  

11. Am 14. Jänner 2021 stellte der Abgabepflichtige durch seinen ausgewiesenen Vertreter RA 

XY (unter Verweis auf die erteilte Vollmacht) fristgerecht Anträge auf Entscheidung über die 

7 von 19



Seite 8 von 19 
 

 

Bescheidbeschwerde vom 19. November 2015 durch das Verwaltungsgericht. Der Antragsge-

genstand umfasste sämtliche in der Bescheidbeschwerde vom 19. November 2015 genannten 

(somit 19) Bescheide. Ein weiteres Vorbringen wurde nicht erstattet.  

12. Mit Vorlagebericht vom 4. März 2021 legte das Finanzamt Österreich, Dienststelle Ort1, die 

gegenständliche Beschwerde vom 19. November 2015 zur Entscheidung durch das Bundesfi-

nanzgericht vor.  

13. Beim Bundesfinanzgericht war zu GZ. 3 ein Parallelverfahren des Abgabepflichtigen anhän-

gig. Dieses bezog sich auf die mit Prüfungsauftrag vom 2. September 2014 für den Zeitraum 1. 

August 2010 bis 31. Dezember 2013 begonnene Außenprüfung (GPLA - gemeinsame Prüfung 

lohnabhängiger Abgaben) gemäß § 147 Abs. 1 BAO iVm § 99 Abs. 2 FinStrG. Nach dieser Au-

ßenprüfung zog das Finanzamt A den Abgabepflichtigen als Arbeitgeber mit Bescheiden vom 

14. Oktober 2015 für die Jahre 2010 bis 2013 zur Haftung für die Einbehaltung und Abfuhr von 

Lohnsteuer heran und schrieb ihm unter einem Dienstgeberbeiträge und Zuschläge zum 

Dienstgeberbeitrag für diese Jahre vor. Diese Bescheide wurden - wie jene des vorliegenden 

Beschwerdefalls - ebenfalls an den Abgabepflichtigen gerichtet und diesem an seine (damalige) 

Hauptwohnsitzadresse Ort2, B-Straße, zugestellt. Gegen diese Bescheide erhob der Abgabe-

pflichtige durch seinen rechtsfreundlichen Vertreter RA XY mit Schreiben vom 13. November 

2015 Beschwerde.  

Mit Beschluss vom 24. August 2020, GZ. 3, hat das Bundesfinanzgericht diese Beschwerde vom 

13. November 2015 gemäß § 260 Abs. 1 lit. a BAO als unzulässig zurückgewiesen. Begründend 

führte es aus, dass RA XY seit dem Jahr 2013 aufgrund einer vom Abgabepflichtigen mündlich 

erteilten Vollmacht für diesen anwaltlich tätig und als solcher auch gegenüber dem Finanzamt 

als sein Vertreter aufgetreten sei. Im gegenständlichen Abgabenverfahren sei er nachweislich 

mit Schreiben vom 17. September 2014 unter Hinweis auf seine rechtsfreundliche Vertretung 

des Abgabepflichtigen gegenüber dem Finanzamt eingeschritten. Eine Einschränkung dieser 

Vollmacht sei gegenüber dem Finanzamt nicht erfolgt. RA XY habe auch an den durchgeführten 

Schlussbesprechungen zur Prüfung der strittigen Lohnabgaben und der - nicht gegenständli-

chen - Umsatz- und Einkommensteuer für die Jahre 2010 bis 2013 als anwaltlicher Vertreter 

des Abgabepflichtigen teilgenommen und das Ergebnis der Prüfungen mit seiner Unterschrift 

zur Kenntnis genommen.  

Das Finanzamt habe dessen ungeachtet die einen Tag nach der Schlussbesprechung erlassenen 

strittigen Bescheide an den Abgabepflichtigen adressiert und ihm diese ohne Zustellnachweis 

an seine (damalige) Wohnanschrift zugestellt. RA XY habe von den strittigen Bescheiden 

dadurch Kenntnis erlangt, dass ihm der Abgabepflichtige Kopien der Bescheide in Form von 

PDF-Dateien als Anlagen zu einer E-Mail vom 29. Oktober 2015 übermittelt habe. In der Kanzlei 
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des Anwaltes seien die Bescheidkopien am 30. Oktober 2015 ausgedruckt und mit dem Ein-

gangsstempel versehen worden; die Originalbescheide seien beim Abgabepflichtigen verblie-

ben.  

Gegen den Beschluss des Bundesfinanzgerichtes vom 24. August 2020, GZ. 3, erhob das Finanz-

amt A am 1. Oktober 2020 Revision beim Verwaltungsgerichtshof (Amtsrevision). In den Revisi-

onsgründen führte das Finanzamt A aus, dass sich der rechtliche Vertreter des Abgabepflichti-

gen in seinem Schreiben vom 17. September 2014 nicht auf eine umfassende Vollmacht beru-

fen, sondern erklärt habe, dass er den Abgabepflichtigen „im Zusammenhang mit dem anhän-

gigen Verfahren rechtsfreundlich vertrete“. Im Betreff dieses (an das Prüfungsorgan) adressier-

ten Schreibens werde das anhängige Verfahren als „Außenprüfung gem § 147 BAO“ angege-

ben. Damit habe der rechtliche Vertreter seine Vollmacht (inklusive Zustellungsvollmacht) aus-

drücklich auf ein bestimmtes Verfahren und damit nur auf bestimmte Bescheide (nämlich nur 

die des Verfahrens betreffend die GPLA) eingeschränkt und nicht, wie es das Bundesfinanzge-

richt vermeine, eine ihm erteilte allgemeine Vollmacht bekannt gegeben. Auf die insoweit de-

ckungsgleiche Begründung des Finanzamtes A zu den - im vorliegenden Beschwerdefall maß-

geblichen - beiden Beschwerdevorentscheidungen vom 9. Dezember 2020 wird verwiesen.  

14. Mit Beschluss vom 1. Juli 2021, GZ. 4, hat das Bundesfinanzgericht die Entscheidung im vor-

liegenden Beschwerdefall gemäß § 271 Abs. 1 BAO bis zur Beendigung des beim Verwaltungs-

gerichtshof zur GZ. 5 anhängigen Verfahrens (Amtsrevision zum Beschluss des Bundesfinanzge-

richtes vom 24. August 2020, GZ. 3) ausgesetzt, da der Ausgang dieses Verfahrens hinsichtlich 

der Frage, ob eine rechtswirksame Zustellung von Bescheiden vorliege, von wesentlicher Be-

deutung für die Entscheidung in der vorliegenden Beschwerdesache sei.  

Mit Beschluss vom 12. Oktober 2021, GZ. 5, hat der Verwaltungsgerichtshof die Revision des 

Finanzamtes A (nunmehr: Finanzamtes Österreich, Dienststelle Ort1) gegen den Beschluss des 

Bundesfinanzgerichtes vom 24. August 2020, GZ. 3, betreffend die Zurückweisung einer Be-

schwerde betreffend Haftung für Lohnsteuer sowie Festsetzung Dienstgeberbeitrag und Zu-

schlag zum Dienstgeberbeitrag für die Jahre 2010 bis 2013 zurückgewiesen. Zusammenfassend 

führte er aus, dass bei der vom Bundesfinanzgericht vertretbar festgestellten Sachlage für eine 

Anwendung von § 103 Abs. 2 BAO kein Raum sei.  

Mit Beschluss vom 19. November 2021, GZ. 4, hat das Bundesfinanzgericht die erfolgte Ausset-

zung des vorliegenden Rechtsmittelverfahrens infolge Beendigung des VwGH-Verfahrens zu 

GZ. 5 widerrufen und das ausgesetzte Rechtsmittelverfahren gemäß § 271 Abs. 2 BAO fortge-

setzt. Gleichzeitig wurde den Parteien des Beschwerdeverfahrens eine Ablichtung des VwGH-

Beschlusses zu GZ. 5 mit dem Ersuchen um Äußerung übermittelt. Von den Parteien wurden 

dazu in der Folge keine Äußerungen erstattet.  
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II. Sachverhalt  

1. Aufgrund finanzstrafrechtlicher Ermittlungen der Steuerfahndung und des begründeten Ver-

dachts der Abgabenhinterziehung kam es beim Beschwerdeführer (Bf.), der in Ort1 die Table-

dance-Bar „X“ betrieb, am 19. November 2013 zum Vollzug von gerichtlichen Hausdurchsu-

chungsanordnungen. Bereits im Zuge dieser Ermittlungen wurde der Bf. von RA XY rechts-

freundlich vertreten.  

Mit Prüfungsauftrag vom 13. Jänner 2014 wurde sodann eine Außenprüfung gemäß § 147 Abs. 

1 BAO iVm § 99 Abs. 2 FinStrG, umfassend die Jahre 2010 bis 2012 (Umsatz- und Einkommens-

teuer), inkl. Nachschau gemäß § 144 BAO, umfassend das Jahr 2013 (Umsatzsteuer), begon-

nen. In weiterer Folge wurde mit Prüfungsauftrag vom 2. September 2014 eine Außenprüfung 

(GPLA - gemeinsame Prüfung lohnabhängiger Abgaben) gemäß § 147 Abs. 1 BAO iVm § 99 Abs. 

2 FinStrG für den Zeitraum 1. August 2010 bis 31. Dezember 2013 begonnen. Mit 3. September 

2015 wurde die Außenprüfung auf das Jahr 2013 (Umsatz- und Einkommensteuer) ausgedehnt.  

2. Mit Schreiben vom 8. September 2014 teilte das für die Außenprüfung betreffend Umsatz- 

und Einkommensteuer zuständige Prüfungsorgan dem Bf. die vorläufigen Feststellungen be-

treffend die „Betriebsprüfung 2010-2012“ und die „Umsatzsteuernachschau 2013“ mit. Der Bf. 

wurde in einem aufgefordert, dazu bis zum 26. September 2014 eine schriftliche Stellung-

nahme abzugeben und die angeforderten Unterlagen einzureichen.  

In Beantwortung dieses Schreibens reichte der rechtliche Vertreter des Bf., RA XY, am 17. Sep-

tember 2014 ein Schreiben ein, das an das Finanzamt A zu Handen des für die Außenprüfung 

betreffend Umsatz- und Einkommensteuer zuständigen Prüfungsorgans gerichtet wurde und 

zum Betreff „Betriebsprüfung 2010-2012“ folgenden Inhalt hatte:  

„Ich gebe bekannt, dass ich Herrn EF im Zusammenhang mit dem anhängigen Verfahren rechts-
freundlich vertrete. Mir liegt Ihre Aufforderung vom 08.09.2014 vor. Gleichzeitig wurde von Ih-
rem Kollegen GH im Rahmen der Außenprüfung eine - davon gehe ich aus - Aufforderung im Zu-
sammenhang mit der Rechtsstellung der Tänzerinnen übermittelt.  

Mein Mandant wird auf die Schreiben selbstverständlich reagieren, muss allerdings interne Ab-
klärungen gemeinsam mit seinem Steuerberater erledigen.  

Ich ersuche daher, die Frist zur Abgabe einer Stellungnahme bis zum 22.10.2014 zu erstrecken.“  

RA XY ist auch im Rahmen der Außenprüfung betreffend die gemeinsame Prüfung lohnabhän-

giger Abgaben (GPLA-Prüfung) nachweislich als rechtlicher Vertreter des Bf. aufgetreten. So 

reichte er am 17. September 2014 ein (weiteres) Schreiben ein, das an das Finanzamt A zu Han-

den des für die GPLA-Prüfung zuständigen Prüfungsorgans gerichtet wurde und zum Betreff 

„Außenprüfung gem § 147 BAO“ folgenden Inhalt hatte:  

10 von 19



Seite 11 von 19 
 

 

„Ich gebe bekannt, dass ich Herrn EF im Zusammenhang mit dem anhängigen Verfahren rechts-
freundlich vertrete. Mir liegt Ihre Aufforderung vom 08.09.2014 vor. Gleichzeitig wurde von Ih-
rem Kollegen LM im Rahmen der Betriebsprüfung eine - davon gehe ich aus - Aufforderung im 
Zusammenhang mit der Rechtsstellung der Tänzerinnen übermittelt.  

Mein Mandant wird auf die Schreiben selbstverständlich reagieren, muss allerdings interne Ab-
klärungen gemeinsam mit seinem Steuerberater erledigen.  

Ich ersuche daher, die Frist zur Abgabe einer Stellungnahme bis zum 22.10.2014 zu erstrecken.“  

3. Am 20. Juli 2015 richtete das für die Außenprüfung betreffend Umsatz- und Einkommens-

teuer zuständige Prüfungsorgan ein weiteres Schreiben an den Bf., mit dem die (geänderten) 

vorläufigen Feststellungen betreffend die „Betriebsprüfung 2010-2012“ und die „Umsatzsteu-

ernachschau 2013“ zur Stellungnahme mitgeteilt wurden. In Beantwortung dieses Schreibens 

teilte der rechtliche Vertreter des Bf., RA XY, mit Schreiben vom 17. September 2015 mit, dass 

es aus terminlichen Gründen noch nicht möglich gewesen sei, die Stellungnahme fristgerecht 

fertigzustellen. Es werde daher um eine (weitere) Fristerstreckung bis zum 1. Oktober 2015 er-

sucht. Gleichzeitig könne aber bereits ein Termin zur Durchführung der Schlussbesprechung für 

die zweite Oktoberhälfte vereinbart werden.  

Mit Schreiben vom 22. September 2015 erklärte die steuerliche Vertretung, dass gegen die Be-

rechnung der Lohnnebenkosten - im Gegensatz zu den Feststellungen betreffend die Nachkal-

kulationen - keine Einwände bestünden und die Einstufung der Tänzerinnen als Dienstnehme-

rinnen anerkannt werde; dies jedoch vorbehaltlich einer anderen Weisung des Bf. In diesem 

Schreiben wurde auch darauf hingewiesen, dass RA XY über diese Stellungnahme informiert 

worden sei.  

Am 7. Oktober 2015 reichte der rechtliche Vertreter RA XY ein weiteres Schreiben ein, in dem 

er auf diverse Telefonate Bezug nahm und mitteilte, dass beim Schlussbesprechungstermin 

eine Außerstreitstellung der zuletzt präsentierten Berechnungsergebnisse des Finanzamtes A - 

wiederum vorbehaltlich der endgültigen Erklärung des Bf. - erfolgen könne.  

4. Am 13. Oktober 2015 fand sowohl die Schlussbesprechung zur GPLA-Prüfung als auch jene 

zur Prüfung der Umsatz- und Einkommensteuer statt. An beiden Schlussbesprechungen hat 

auch RA XY als rechtsfreundlicher Vertreter des Bf. teilgenommen und mit seiner Unterschrift 

die von den Prüfern getroffenen Feststellungen zur Kenntnis genommen.  

5. Am 19. Oktober 2015 erließ das Finanzamt A die im vorliegenden Beschwerdefall angefoch-

tenen Bescheide (somit betreffend Wiederaufnahme der Verfahren hinsichtlich Umsatzsteuer 

für die Jahre 2010 bis 2012, Wiederaufnahme der Verfahren hinsichtlich Einkommensteuer für 

die Jahre 2010 bis 2012, Umsatzsteuer für die Jahre 2010 bis 2013, Einkommensteuer für die 

Jahre 2010 bis 2013, Vorauszahlungen an Einkommensteuer für das Jahr 2016 sowie Festset-

zung von Anspruchszinsen für die Jahre 2010 bis 2013). Alle diese Bescheide wurden an den Bf. 
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gerichtet und diesem an seine (damalige) Hauptwohnsitzadresse Ort2, B-Straße, ohne Zustell-

nachweis zugestellt.  

Gegen diese Bescheide erhob der Bf. durch seinen ausgewiesenen Vertreter RA XY (unter Ver-

weis auf die erteilte Vollmacht) am 19. November 2015 fristgerecht Beschwerde. Darin wurde 

ua. ausgeführt, dass die Bescheide vom 19. Oktober 2015 dem ausgewiesenen Vertreter am 

30. Oktober 2015 „zugestellt“ worden seien. Diesbezüglich steht fest, dass der Bf. seinen recht-

lichen Vertreter RA XY mit E-Mail vom 22. Oktober 2015, 21:41 Uhr, davon in Kenntnis setzte, 

dass er „ganz viel Post vom Finanzamt bekommen“ habe. Diese „Post vom Finanzamt“ bezog 

sich auf die hier angefochtenen Bescheide vom 19. Oktober 2015 sowie auf die im Anschluss an 

die GPLA-Prüfung vom Finanzamt A erlassenen Bescheide vom 14. Oktober 2015, die ebenfalls 

an den Bf. gerichtet und diesem an seine (damalige) Hauptwohnsitzadresse Ort2, B-Straße, zu-

gestellt wurden.  

Nach entsprechender Aufforderung durch den rechtlichen Vertreter des Bf. wurden diese Be-

scheide vom Bf. mit E-Mail vom 29. Oktober 2015, 23:27 Uhr, als Anhang an RA XY übermittelt. 

Am 30. Oktober 2015 wurde, wie im Kanzleiablauf üblich, der gesamte E-Mail-Eingang bearbei-

tet. Dabei wurden auch die übermittelten Bescheide des Bf. ausgedruckt und mit dem Ein-

gangsstempel „30. Okt. 2015“ versehen. Die Originalbescheide verblieben beim Bf.  

6. Zur Vertretungsbefugnis des Bevollmächtigten RA XY ist von folgenden Sachverhaltsfeststel-

lungen auszugehen (vgl. Beschluss des Bundesfinanzgerichtes vom 26. Jänner 2020, GZ. 2; Ant-

wortschreiben des rechtlichen Vertreters RA XY vom 19. Februar 2020):  

Die Vollmachtserteilung zur Vertretung des Bf. erfolgte bereits im November 2013 im Zusam-

menhang mit dem gegen den Bf. eingeleiteten Finanzstrafverfahren. Dabei handelte es sich um 

eine RA XY mündlich erteilte Zustellungsvollmacht. Die Erledigungen des Finanzamtes A wur-

den regelmäßig dem Vertreter des Bf., RA XY, übermittelt. Allerdings kam es - wie im Hinblick 

auf die hier angefochtenen Bescheide vom 19. Oktober 2015 - unter Missachtung der vorlie-

genden Zustellungsvollmacht auch zu Zustellungen direkt an den Bf.  

III. Beweiswürdigung  

1. Das Bundesfinanzgericht geht unzweifelhaft und im Einklang mit dem Finanzamt Österreich, 

Dienststelle Ort1, davon aus, dass der Bf. bereits im November 2013 mit Beginn der finanz-

strafrechtlichen Ermittlungen der Steuerfahndung von RA XY rechtsfreundlich vertreten wurde. 

Diese Ermittlungen haben am 19. November 2013 mit dem Vollzug von gerichtlichen Haus-

durchsuchungsanordnungen begonnen. Auf das glaubwürdige Vorbringen des RA XY in seinem 

Schreiben vom 19. Februar 2020 wird diesbezüglich verwiesen.  

RA XY ist auch bei den anschließenden Außenprüfungen gemäß § 147 Abs. 1 BAO iVm § 99 Abs. 

2 FinStrG (GPLA-Prüfung und Prüfung der Umsatz- und Einkommensteuer) stets als rechtlicher 
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Vertreter des Bf. aufgetreten. Auf die beiden Schreiben vom 17. September 2014, die an die 

zuständigen Prüfungsorgane der beiden Außenprüfungen gerichtet wurden, wird diesbezüglich 

verwiesen. In diesen Schreiben hat sich RA XY dezidiert auf die rechtsfreundliche Vertretung 

des Bf. berufen. Dem Finanzamt A ist das bestehende Vollmachtsverhältnis spätestens mit die-

sen beiden Schriftsätzen zur Kenntnis gebracht worden. Auf die Schreiben des RA XY vom 17. 

September 2015 und 7. Oktober 2015, die sein Einschreiten für den Bf. dokumentieren, wird 

ebenfalls verwiesen. Auch an den beiden Schlussbesprechungen vom 13. Oktober 2015 hat RA 

XY als rechtsfreundlicher Vertreter des Bf. teilgenommen (vgl. die entsprechenden Nieder-

schriften).  

2. Bei der im November 2013 mündlich erteilten Vollmacht hat es sich um eine RA XY erteilte 

Zustellungsvollmacht gehandelt. Diesbezüglich wird auf das Schreiben des RA XY vom 19. Feb-

ruar 2020 verwiesen.  

Beruft sich ein Parteienvertreter ohne Vorlage einer Vollmachtsurkunde auf eine ihm erteilte 

allgemeine Bevollmächtigung zur Vertretung vor Abgabenbehörden, so ist davon auszugehen, 

dass diese auch eine Zustellungsbevollmächtigung mitumfasst, sofern und solange nicht deren 

ausdrückliche Einschränkung iSd § 103 Abs. 2 lit. a oder b BAO erfolgt (vgl. Ellinger/Iro/Kra-

mer/Sutter/Urtz, BAO3, § 103 Rz 8). Diese Ansicht wird auch vom Finanzamt Österreich, Dienst-

stelle Ort1, geteilt (vgl. die Ausführungen in der Beschwerdevorentscheidung vom 9. Dezember 

2020 betreffend Umsatzsteuer für die Jahre 2010 bis 2013, Einkommensteuer für die Jahre 

2010 bis 2013, Vorauszahlungen an Einkommensteuer für das Jahr 2016 sowie Festsetzung von 

Anspruchszinsen für die Jahre 2010 bis 2013).  

3. Bei der RA XY erteilten Vollmacht hat es sich um eine allgemeine Bevollmächtigung gehan-

delt, eine Einschränkung auf lediglich ein bestimmtes Verfahren - die zudem gemäß § 103 Abs. 

2 BAO ausdrücklich hätte erfolgen müssen - ist nicht erkennbar und gegenüber dem Finanzamt 

A auch nicht erfolgt.  

Das Finanzamt vertrat demgegenüber die Auffassung, dass sich RA XY nicht auf eine umfas-

sende Vollmacht berufen habe. Es bezog sich dabei auf das Schreiben des rechtlichen Vertre-

ters vom 17. September 2014, das an das Finanzamt A zu Handen des für die Außenprüfung 

betreffend Umsatz- und Einkommensteuer zuständigen Prüfungsorgans gerichtet wurde. Darin 

hielt RA XY fest, dass er den Bf. „im Zusammenhang mit dem anhängigen Verfahren rechts-

freundlich vertrete“; dem Betreff dieses Schreibens zufolge habe sich das „anhängige Verfah-

ren“ auf die „Betriebsprüfung 2010-2012“ bezogen. Damit habe der rechtliche Vertreter seine 

Vollmacht ausdrücklich auf ein bestimmtes Verfahren und damit nur auf bestimmte Bescheide 

(nämlich nur die des Verfahrens betreffend die Betriebsprüfung) eingeschränkt.  

Dem ist zu entgegnen, dass RA XY am 17. September 2014 ein (weiteres) Schreiben einreichte, 

das an das Finanzamt A zu Handen des für die GPLA-Prüfung zuständigen Prüfungsorgans ge-
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richtet wurde. Darin gab er dem Finanzamt A zum Betreff „Außenprüfung gem § 147 BAO“ be-

kannt, dass er den Bf. „im Zusammenhang mit dem anhängigen Verfahren rechtsfreundlich ver-

trete“. Abgesehen davon, dass es sich auch bei der Betriebsprüfung betreffend Umsatz- und 

Einkommensteuer um eine „Außenprüfung gem § 147 BAO“ gehandelt hat, hat der rechtliche 

Vertreter des Bf. in beiden Schreiben vom 17. September 2014 gleichzeitig um Fristerstreckung 

zur Abgabe einer Stellungnahme zu einem Schreiben des Prüfers der lohnabhängigen Abgaben 

und zu einem gesonderten Schreiben des Prüfers der Umsatz- und Einkommensteuer ersucht. 

Mit den beiden Schreiben vom 17. September 2014 hat RA XY somit unmissverständlich zu ver-

stehen gegeben, dass er den Bf. in allen beim Finanzamt anhängigen Verfahren vertritt.  

Diese umfassende Vertretungsbefugnis wurde vom rechtlichen Vertreter - den vorliegenden 

Eingaben und der Teilnahme an den Schlussbesprechungen zufolge - auch jederzeit in allen Be-

langen wahrgenommen. In den zitierten Schreiben vom 17. September 2014 an die Prüfungs-

organe der Außenprüfungen hat sich der anwaltliche Vertreter lediglich auf die ihm erteilte all-

gemeine Vollmacht berufen. Eine Einschränkung der Bevollmächtigung ist gegenüber dem Fi-

nanzamt nicht erfolgt und lässt sich auch aus den vorgelegten Aktenteilen bzw. den sich daraus 

erschließenden Verfahrensabläufen nicht ableiten. Vielmehr ist festzustellen, dass RA XY den 

Bf. sowohl in verfahrensrechtlicher Hinsicht als auch in den materiellrechtlich relevanten Be-

langen umfassend vertreten hat und auch von sich aus mit der Abgabenbehörde korrespon-

dierte, Termine koordinierte, auf die Aufforderungen zur Stellungnahme zu den schriftlich be-

kannt gegebenen Feststellungen der Außenprüfungen reagierte und an den verfahrensrecht-

lich gebotenen Maßnahmen wie den Schlussbesprechungen teilnahm. Von RA XY wurde auch 

zu keinem Zeitpunkt ein die Zustellungsvollmacht ausschließender Vollmachtsinhalt bzw. eine 

anders geartete Einschränkung der mündlich erteilten und damit auch gegenüber den Behör-

den wirksamen Vollmacht behauptet.  

4. Die streitgegenständliche Frage, ob im Beschwerdefall eine (eine Zustellungsbevollmächti-

gung mitumfassende) allgemeine Bevollmächtigung des RA XY vorgelegen ist, war bereits Ge-

genstand eines Verfahrens vor dem Verwaltungsgerichtshof (vgl. dazu die Ausführungen unter 

Pkt. I.13. dieses Beschlusses). Dabei hat der Verwaltungsgerichtshof (vgl. VwGH-Beschluss 

12.10.2021, 5) die Amtsrevision des Finanzamtes A zurückgewiesen und zusammenfassend 

ausgeführt, dass bei der vom Bundesfinanzgericht vertretbar festgestellten Sachlage für eine 

Anwendung von § 103 Abs. 2 BAO kein Raum sei. Im Einzelnen führte er aus wie folgt:  

„14 Mit ihrem Zulässigkeitsvorbringen weist die Revision auf eine Sonderregelung des Abgaben-
verfahrens hin, wonach eine Zustellungsbevollmächtigung Abgabenbehörden gegenüber ge-
mäß § 103 Abs. 2 BAO unwirksam ist, wenn sie entweder ausdrücklich auf nur einige dem Voll-
machtgeber zugedachte Erledigungen eingeschränkt ist, die im Zuge eines Verfahrens ergehen, 
oder ausdrücklich auf nur einige jener Abgaben eingeschränkt ist, deren Gebarung gemäß § 
213 BAO zusammengefasst verbucht wird (vgl. dazu bereits VwGH 20.6.2012, 2010/17/0215, 
mwN).  
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15 In den Revisionsgründen führt das Finanzamt dazu ergänzend aus, im Revisionsfall habe sich 
der rechtliche Vertreter der mitbeteiligten Partei in seinem Schreiben vom 17. September 2014 
nicht auf eine umfassende Vollmacht berufen, sondern erklärt, dass er die mitbeteiligte Partei 
‚im Zusammenhang mit dem anhängigen Verfahren rechtsfreundlich vertrete‘. Im Betreff dieses 
(an das Prüfungsorgan) adressierten Schreibens werde das anhängige Verfahren als ‚Außenprü-
fung gemäß § 147 BAO‘ angegeben. Damit habe der rechtliche Vertreter seine Vollmacht (inklu-
sive Zustellungsvollmacht) ausdrücklich auf ein bestimmtes Verfahren und damit nur auf be-
stimmte Bescheide (nämlich diejenigen betreffend die Außenprüfung) eingeschränkt und nicht - 
wie es das BFG vermeine - eine ihm erteilte allgemeine Vollmacht bekanntgegeben.  

16 Mit diesen Ausführungen entfernt sich die Revision allerdings vom seitens des BFG festge-
stellten Sachverhalt, ohne die Richtigkeit der vom BFG getroffenen Feststellungen und die dies-
bezügliche Beweiswürdigung (substantiiert) zu bekämpfen. So hat das BFG ausdrücklich festge-
stellt, dass der einschreitende Rechtsanwalt bereits seit 2013 aufgrund einer von der mitbetei-
ligten Partei mündlich erteilten allgemeinen Vollmacht für diese anwaltlich tätig und als solcher 
auch gegenüber dem Finanzamt aufgetreten sei. Eine Einschränkung dieser Vollmacht sei ge-
genüber dem Finanzamt nicht erfolgt. In dem vom Finanzamt zitierten Schreiben an den Prüfer 
habe sich der anwaltliche Vertreter lediglich auf diese ihm erteilte allgemeine Vollmacht beru-
fen. Die vom BFG getroffenen Feststellungen hinsichtlich der anwaltlichen Vertretung des Revi-
sionswerbers hätten sich aus den Eingaben des Rechtsanwalts beim Finanzamt, den Schlussbe-
sprechungsprotokollen des Finanzamtes und den glaubwürdigen Angaben des Rechtsanwalts 
ergeben.  

17 Bei dieser im Rahmen einer vertretbar festgestellten (und vom Finanzamt nicht näher be-
kämpften) Sachlage ist für eine Anwendung von § 103 Abs. 2 BAO kein Raum.  

18 In der Revision werden sohin keine - für die gegenständliche Revisionssache entscheidungs-
wesentlichen - Rechtsfragen aufgeworfen, denen im Sinne des Art. 133 Abs. 4 B-VG grundsätzli-
che Bedeutung zukäme. Die Revision war daher zurückzuweisen.“  

5. Für die weitere Betrachtung ist somit - durch den Verwaltungsgerichtshof bestätigt - davon 

auszugehen, dass bereits im November 2013 eine (eine Zustellungsbevollmächtigung mitum-

fassende) allgemeine Bevollmächtigung des RA XY zur rechtsfreundlichen Vertretung des Bf. 

vorgelegen ist. Diese Zustellungsvollmacht hat auch zum Zeitpunkt der Erlassung der angefoch-

tenen Bescheide am 19. Oktober 2015 nach wie vor bestanden.  

Die angefochtenen Bescheide vom 19. Oktober 2015 wurden an den Bf. gerichtet und - entge-

gen der bestehenden Zustellungsvollmacht - nicht dem ausgewiesenen rechtlichen Vertreter 

RA XY, sondern dem Bf. an seine (damalige) Hauptwohnsitzadresse ohne Zustellnachweis zuge-

stellt. Diese Bescheide wurden vom Bf. sodann mit E-Mail vom 29. Oktober 2015, 23:27 Uhr, 

als Anhang an den rechtlichen Vertreter übermittelt. Am 30. Oktober 2015 wurde der gesamte 

E-Mail-Eingang bearbeitet. Dabei wurden auch die übermittelten Bescheide des Bf. ausge-

druckt und mit dem Eingangsstempel „30. Okt. 2015“ versehen. RA XY erlangte somit von den 

strittigen Bescheiden dadurch Kenntnis, dass ihm der Bf. Kopien der Bescheide in Form von 

PDF-Dateien als Anlagen zu einer E-Mail übermittelte. Die Originalbescheide verblieben beim 

Bf.  
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Die Feststellungen zur Zustellung der angefochtenen Bescheide ergeben sich - von den Par-

teien nicht weiter bestritten - aus den dem Bundesfinanzgericht übermittelten Schreiben des 

rechtlichen Vertreters RA XY vom 19. Februar 2020 und 14. Mai 2020 samt beigelegten Unter-

lagen. Diese beigelegten Unterlagen betrafen die E-Mail des Bf. vom 22. Oktober 2015, 21:41 

Uhr, mit dem Hinweis, dass er „ganz viel Post vom Finanzamt bekommen“ habe, und die E-Mail 

des Bf. vom 29. Oktober 2015, 23:27 Uhr, mit der die hier angefochtenen Bescheide vom 19. 

Oktober 2015 als Anlage dem rechtlichen Vertreter übermittelt wurden. (Die Anlage umfasste 

insgesamt 43 Schriftstücke im PDF-Format und erfasste auch die im Anschluss an die GPLA-Prü-

fung erlassenen Bescheide vom 14. Oktober 2015.) Beigelegt waren auch Kopien der vom 

rechtlichen Vertreter ausgedruckten und mit dem Eingangsstempel „30. Okt. 2015“ versehe-

nen hier angefochtenen Bescheide vom 19. Oktober 2015.  

IV. Rechtslage  

1. Gemäß § 83 Abs. 1 BAO können sich die Parteien und ihre gesetzlichen Vertreter, sofern 

nicht ihr persönliches Erscheinen ausdrücklich gefordert wird, durch natürliche voll handlungs-

fähige Personen, juristische Personen oder eingetragene Personengesellschaften vertreten las-

sen, die sich durch eine schriftliche Vollmacht auszuweisen haben.  

Gemäß § 8 Abs. 1 RAO erstreckt sich das Vertretungsrecht eines Rechtsanwalts auf alle Ge-

richte und Behörden der Republik Österreich und umfasst die Befugnis zur berufsmäßigen Par-

teienvertretung in allen gerichtlichen und außergerichtlichen, in allen öffentlichen und privaten 

Angelegenheiten. Vor allen Gerichten und Behörden ersetzt die Berufung auf die Bevollmächti-

gung deren urkundlichen Nachweis. Für einen berufsmäßigen Parteienvertreter genügt es so-

mit, wenn er sich auf die ihm erteilte Vollmacht beruft (vgl. VwGH 3.7.2009, 2008/17/0154; 

VwGH 26.2.2014, 2012/13/0051).  

Eine allgemeine Vollmacht umfasst, soweit sich daraus nichts Gegenteiliges ableiten lässt, auch 

die Zustellungsbevollmächtigung (ständige Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes; zB 

VwGH 12.9.2002, 2001/15/0158; VwGH 25.2.2004, 2001/09/0180; VwGH 3.6.2004, 

2002/09/0137; VwGH 26.2.2014, 2012/13/0051; VwGH 28.10.2014, 2012/13/0102). Dies gilt 

auch dann, wenn sich ein berufsmäßiger Parteienvertreter auf die ihm erteilte Vollmacht be-

ruft (vgl. VwGH 3.7.2009, 2008/17/0154; VwGH 26.2.2014, 2012/13/0051; vgl. auch Ritz/Ko-

ran, BAO7, § 9 ZustG Tz 20, 21). Die Berufung auf die einem Rechtsanwalt erteilte (allgemeine) 

Vollmacht schließt auch eine Zustellungsvollmacht ein (vgl. zB VwGH 23.10.2008, 

2007/16/0032). Die Bevollmächtigung muss im jeweiligen Verfahren geltend gemacht werden 

(vgl. Ritz/Koran, BAO7, § 9 ZustG Tz 19, mwN).  

2. Gemäß § 93 Abs. 2 BAO ist jeder Bescheid ausdrücklich als solcher zu bezeichnen, er hat den 

Spruch zu enthalten und in diesem die Person (Personenvereinigung, Personengemeinschaft) 

zu nennen, an die er ergeht.  
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Gemäß § 97 Abs. 1 BAO werden Erledigungen dadurch wirksam, dass sie demjenigen bekannt 

gegeben werden, für den sie ihrem Inhalt nach bestimmt sind. Die Bekanntgabe erfolgt gemäß 

§ 97 Abs. 1 lit. a BAO bei schriftlichen Erledigungen, wenn nicht in besonderen Vorschriften die 

öffentliche Bekanntmachung oder die Auflegung von Listen vorgesehen ist, durch Zustellung.  

Zustellungen sind gemäß § 98 Abs. 1 BAO - von hier nicht interessierenden Ausnahmen abgese-

hen - nach dem Zustellgesetz, BGBl. Nr. 200/1982, vorzunehmen.  

3. Gemäß § 2 Z 1 ZustG bedeutet „Empfänger“ im Sinne dieses Bundesgesetzes die von der Be-

hörde in der Zustellverfügung (§ 5 ZustG) namentlich als solcher bezeichnete Person.  

Unterlaufen im Verfahren der Zustellung Mängel, so gilt die Zustellung gemäß § 7 ZustG als in 

dem Zeitpunkt dennoch bewirkt, in dem das Dokument dem Empfänger tatsächlich zugekom-

men ist.  

Soweit in den Verfahrensvorschriften nicht anderes bestimmt ist, können die Parteien und Be-

teiligten gemäß § 9 Abs. 1 ZustG andere natürliche oder juristische Personen oder eingetra-

gene Personengesellschaften gegenüber der Behörde zur Empfangnahme von Dokumenten be-

vollmächtigen (Zustellungsvollmacht).  

Ist ein Zustellungsbevollmächtigter bestellt, so hat die Behörde, soweit gesetzlich nicht anderes 

bestimmt ist, diesen gemäß § 9 Abs. 3 ZustG als Empfänger zu bezeichnen. Geschieht dies 

nicht, so gilt die Zustellung als in dem Zeitpunkt bewirkt, in dem das Dokument dem Zustel-

lungsbevollmächtigten tatsächlich zugekommen ist.  

4. Gemäß § 260 Abs. 1 BAO ist die Bescheidbeschwerde mit Beschwerdevorentscheidung (§ 

262 BAO) oder mit Beschluss des Bundesfinanzgerichtes (§ 278 BAO) zurückzuweisen, wenn sie 

nicht zulässig ist oder nicht fristgerecht eingebracht wurde.  

Gemäß § 274 Abs. 3 Z 1 iVm Abs. 5 BAO kann der Einzelrichter ungeachtet eines Antrages (§ 

274 Abs. 1 Z 1 BAO) von einer mündlichen Verhandlung absehen, wenn die Beschwerde als un-

zulässig oder nicht rechtzeitig eingebracht zurückzuweisen ist (§ 260 BAO).  

V. Erwägungen  

1. Den Feststellungen des Bundesfinanzgerichtes zufolge hat bereits im November 2013 eine 

(eine Zustellungsbevollmächtigung mitumfassende) allgemeine Bevollmächtigung des RA XY 

zur rechtsfreundlichen Vertretung des Bf. bestanden, die auch zum Zeitpunkt der Erlassung der 

angefochtenen Bescheide am 19. Oktober 2015 nach wie vor aufrecht war. Diese Bescheide 

wurden an den Bf. gerichtet und - entgegen der bestehenden Zustellungsvollmacht - nicht dem 

ausgewiesenen rechtlichen Vertreter, sondern dem Bf. an seine (damalige) Hauptwohnsitz-

adresse zugestellt.  
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Eine Adressierung und Zustellung einer Erledigung an den Vollmachtgeber, obwohl eine auf-

rechte Zustellvollmacht besteht, hat die Wirkung, dass die Zustellung rechtsunwirksam ist (vgl. 

VwGH 23.10.2008, 2007/16/0032).  

2. Unterbleibt entgegen § 9 Abs. 3 ZustG die Bezeichnung des Zustellungsbevollmächtigten als 

Empfänger und erfolgt die Zustellung an den Vertretenen, so ist sie unwirksam. Eine Sanierung 

ist nach § 9 Abs. 3 zweiter Satz ZustG möglich (vgl. Ritz/Koran, BAO7, § 9 ZustG Tz 24).  

Eine Heilung von Zustellmängeln nach den §§ 7 und 9 Abs. 3 ZustG setzt voraus, dass das Doku-

ment dem Empfänger „tatsächlich zugekommen“ ist. Ein tatsächliches Zukommen setzt nach 

der Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes voraus, dass der vom Gesetz vorgesehene 

Empfänger tatsächlich in den Besitz des zuzustellenden Schriftstückes (im Original) kommt. 

Nicht ausreichend ist die bloße Kenntnis vom Vorhandensein und vom Inhalt des Dokuments, 

etwa infolge der Empfangnahme einer Ablichtung, der eigenständigen Anfertigung einer Kopie 

oder durch Akteneinsicht (vgl. etwa VwGH 3.10.2013, 2013/09/0103; VwGH 24.3.2015, Ro 

2014/05/0013; VwGH 17.10.2019, Ra 2018/08/0004; Ritz/Koran, BAO7, § 7 ZustG Tz 7, mwN).  

Eine Sanierung des vorliegenden Zustellmangels ist im Beschwerdefall nicht erfolgt. Die ange-

fochtenen Bescheide wurden dem rechtlichen Vertreter (und Zustellungsbevollmächtigten) RA 

XY vom Bf. als Anhang zu einer E-Mail übermittelt und sodann von diesem ausgedruckt. RA XY 

erlangte somit vom Inhalt der Bescheide dadurch Kenntnis, dass ihm der Bf. die eingescannten 

Bescheide in Form von PDF-Dateien als Anlagen zu einer E-Mail übermittelte. Die Originalbe-

scheide verblieben beim Bf.  

Wenn die Kenntnisnahme des Schriftstückes (ohne tatsächliches Zukommen) nicht genügt, 

dann saniert auch der Umstand, dass ein Rechtsmittel gegen das Schriftstück eingebracht wird, 

die fehlende Zustellung nicht (vgl. etwa VwGH 18.11.2015, Ra 2015/17/0026; VwGH 

20.11.2019, Fr 2018/15/0011). Die BAO enthält in Verbindung mit dem ZustG Regelungen über 

die Heilung von Zustellmängeln; eine „Heilung durch Einlassung“ kennen diese Bestimmungen 

nicht (vgl. nochmals VwGH 20.11.2019, Fr 2018/15/0011; VwGH 9.4.2020, 5).  

Die angefochtenen Bescheide konnten daher mangels rechtswirksamer Zustellung keine 

Rechtswirkung entfalten.  

Mit Beschwerde anfechtbar sind nur Bescheide. Daher sind Bescheidbeschwerden gegen 

Schriftstücke ohne Bescheidcharakter als unzulässig zurückzuweisen (zB VwGH 15.2.2006, 

2005/13/0179). Entsprechend zurückzuweisen ist auch eine Bescheidbeschwerde gegen einen 

mangels Zustellung rechtlich nicht existent gewordenen Bescheid (vgl. VwGH 27.4.1995, 

93/17/0075; VwGH 29.5.1995, 93/17/0318; BFG 24.9.2015, RV/2100161/2013; vgl. auch 

Ritz/Koran, BAO7, § 260 Tz 8).  
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3. In der Beschwerde vom 19. November 2015 beantragte der Bf. die Abhaltung einer mündli-

chen Verhandlung. Von dieser konnte im Hinblick auf § 274 Abs. 3 Z 1 iVm Abs. 5 BAO abgese-

hen werden.  

Die gegenständliche Beschwerde vom 19. November 2015 war daher - ohne Durchführung ei-

ner mündlichen Verhandlung - mangels Rechtswirksamkeit der angefochtenen Bescheide als 

unzulässig zurückzuweisen.  

VI. Zulässigkeit einer Revision 

Gemäß Art. 133 Abs. 4 B-VG ist gegen ein Erkenntnis des Verwaltungsgerichtes die Revision zu-

lässig, wenn sie von der Lösung einer Rechtsfrage abhängt, der grundsätzliche Bedeutung zu-

kommt, insbesondere weil das Erkenntnis von der Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtsho-

fes abweicht, eine solche Rechtsprechung fehlt oder die zu lösende Rechtsfrage in der bisheri-

gen Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes nicht einheitlich beantwortet wird.  

Im vorliegenden Beschwerdefall wurden keine Rechtsfragen aufgeworfen, denen im Sinne des 

Art. 133 Abs. 4 B-VG grundsätzliche Bedeutung zukäme. Im Hinblick auf die Rechtsfolgen einer 

rechtsunwirksamen Bescheidzustellung konnte sich das Bundesfinanzgericht auf die zitierte 

Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes stützen. Die Frage, ob hinsichtlich der angefoch-

tenen Bescheide eine rechtsunwirksame Zustellung vorliegt, hat der Verwaltungsgerichtshof 

bereits in dem den Bf. betreffenden Parallelverfahren entschieden (vgl. VwGH 12.10.2021, 5). 

Die Revision an den Verwaltungsgerichtshof ist daher nicht zulässig.  

 

 

 

Innsbruck, am 23. März 2022 
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